
Anlage 3: Rechtliche Grundlagen für das vorliegende Markterkundungsverfahren 

Beihilferechtliche Grundlagen für den Ausbau der Breitbandversorgung sind folgende 

Richtlinien: 

• Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik 

Deutschland“, Bekanntmachung des Bundesministeriums für Verkehr und Digitale 

Infrastruktur vom 22.10.2015 in der jeweils gültigen Fassung 

• Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus 

einer flächendeckenden Next Generation Access (NGA)- Breitbandversorgung vom 

15.06.2015 und die Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschriften über 

staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau (EU 

2013/C 20/01), zuletzt geändert durch Mitteilung der Kommission vom 27.06.2014 8 

(EU 2014/C 193/30) in der jeweils gültigen Fassung. 

• Richtlinie des Landes Nordrhein-Westfalen zur Kofinanzierung des 

Bundesprogramms „Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der 

Bundesrepublik Deutschland“ in der jeweils gültigen Fassung 

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der 

Breitbandversorgung ländlicher Räume RdErl. des Ministeriums für Umwelt und 

Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz II-6-0228.22900 v. 15.8.2008 

• Regionales Wirtschaftsförderungsprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen -

Infrastrukturrichtlinie, Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk des Landes Nordrhein-Westfalen vom 10.03.2016 – IV A 2 

- 31 - 01 in der jeweils gültigen Fassung.  

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des Next 

Generation-Access im Ländlichen Raum RdErl. des Ministeriums für Klimaschutz, 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz IIB2.0228.22904.03.02 vom 

19.04.2016 in der jeweils gültigen Fassung. 

Als weitere Rechtsgrundlagen sind die LHO NRW und hier insbesondere § 44 LHO mit 

zugehörigen Verwaltungsvorschriften zu beachten.  

 


